
Lebensgrundlagen und zur Steigerung des Wohlstandes 
aller Bürger, über das Recht aut Arbeit und den Schutz 
der Arbeitskraft, über Maßnahmen zur Erhaltung der 
Gesundheit und Arbeitsfähigkeit der arbeitenden Be­
völkerung, über die Vorsorge gegen die wirtschaft­
lichen Folgen von Alter, Invalidität und den sonstigen 
Wechselfällen des Lebens, alle Regierungsorgane ver­
pflichten, die von den Gewerkschaften auf allen diesen 
Gebieten im Interesse der Werktätigen vorgeschlage­
nen und noch vorzuschlagenden Maßnahmen ernsthaft 
zu erörtern und, wenn irgend möglich, zu verwirklichen.

Wir stützen uns dabei auf die Regierungserklärung 
Otto Grotewohls und die Grundsätze zur Schaffung der 
Nationalen Front und auf den Geist und den sozialen 
Inhalt der neuen Verfassung, der den Gewerkschaften 
die Mitwirkung und Mitbestimmung in allen Fragen, 
die den Lebensinhalt der Werktätigen und Schaffen­
den ausmachen, garantiert, und .wir weisen darauf hin, 
daß die Gewerkschaften die Vertreter der realen De­
mokratie sind. Hunderttausende und mehr ihrer Funk­
tionäre sind schon heute in Wirtschaft und Verwal­
tung, im sozialen und im kulturellen Sektor unserer 
Zone tätig.

Die Wahl des Herrn Wilhelm Pieck zum Präsidenten 
der Deutschen Demokratischen Republik, dieses alten, 
zielbewußten Arbeiterführers, des entschlossensten 
Kämpfers für die Einheit Deutschlands, hat bereits bei 
allen fortschrittlichen deutschen Menschen, insbeson­
dere bei den Berufstätigen, das Bewußtsein verstärkt, 
daß der in unserer Zone unter Mitarbeit des werk­
tätigen Volkes und seiner Gewerkschaften eingeschla­
gene Weg fortgeführt wird und unter seiner Führung 
Deutschland in immer stärkerem Maße das Vertrauen, 
das die Sowjetunion, das die volksdemokratischen Län­
der und das alle fortschrittlichen Völker in uns setzen, 
rechtfertigen wird. Die Regierungserklärung zeigt 
nunmehr den konkreten Weg an, der in den kommen­
den Monaten und in dem vor uns liegenden Jahr 
beschnitten wird.

Wir sind davon überzeugt, daß es in gemeinsamen 
Anstrengungen gelingen wird, die wirtschaftliche Lage 
weiter zu verbessern, und wir versichern an diesem 
Tage, daß Arbeiter und Angestellte, Techniker, Inge­
nieure und Konstrukteure wetteifern werden, die Re­
gierung, die eine Regierung des schaffenden, fortschritt­
lichen Volkes ist, zu unterstützen. Morgen werden die 
Aktivisten beweisen, daß sie durch die fortschrittlichen 
Beschlüsse unserer Regierung den Weg dieser Regie­
rung in voller Begeisterung mitgehen.

(Lebhafter Beifall)

Wir wenden uns deshalb von dieser Stelle des Parla­
mentes an unsere Aktivisten im Lande und sagen 
ihnen: Gestaltet den morgigen Tag, den Tag der Ak­
tivisten, durch eure Leistungen und eure Bekenntnisse 
zu dem Ehrentag für die neue demokratische Regierung!

(Erneuter lebhafter Beifall)

In dieser Stunde und angesichts der Regierungs­
erklärung lenken wir die Aufmerksamkeit der Arbeiter­
schaft und Intelligenz im Westen Deutschlands erneut 
auf ihre mißliche Lage. Während uns heute die Regie­
rung der Deutschen Demokratischen Republik erklärt, 
daß es ihre vordringlichste Aufgabe bleibt, neben der 
Pflege der Freundschaft mit allen fortschrittlichen Län­
dern den Kampf um die Einheit Deutschlands, um die 
Unabhängigkeit ganz Deutschlands zu führen, wäh­
rend sie Maßnahmen ankündigt, die den Werktätigen 
die Sicherung ihrer Existenz gewährleisten, während 
sie unterstreicht, daß alle ihre Handlungen im Einver­
nehmen mit allen politischen Parteien in unserer Zone, 
vor allem aber auch mit den Gewerkschaften und den 
anderen Massenorganisationen, durchgeführt werden, 
sind die Arbeiter im festen Deutschlands ohne jeden 
Einfluß auf die Tätigkeit ihrer separaten, den Wün­

schen amerikanischer Imperialisten und Monopolisten 
Rechnung tragenden Regierung.

Die anbefohlene und von der Bonner Separatregie­
rung durchgeführte Anpassung an die Dollarabwertung 
hat die wirtschaftliche Lage in den Westzonen ver­
schärft. Vergeblich haben die Werktätigen erwartet, 
daß die Herren Heuß und Adenauer ein soziales Pro­
gramm entwickeln, das den gewerkschaftlichen Forde­
rungen und der schweren Lage der Schaffenden Rech­
nung trägt. Die Demontagen in Westdeutschland wer­
den weiter durchgeführt. Die Zahl der Arbeitslosen 
steigt. Millionen Menschen sind bereits nicht mehr 
imstande, ihren Lebensunterhalt zu fristen. Das Los 
der Rentner, der Kurzarbeiter unterscheidet sich kaum 
von dem der Arbeitslosen. Handwerk und Kleinhandel 
sind ebenso betroffen. Die technische Intelligenz wird 
in immer weiterem Umfange ebenso der Not ausge­
setzt. Das Gespenst der Arbeitslosigkeit und die Un­
sicherheit der Existenz machen im Westen vor keinem 
mehr halt.

Jene separate Bonner Regierung ist weder imstande 
noch gewillt, den Massen zu helfen. Verantwortungs­
lose deutsche Politiker haben im Westen Deutschlands 
einen Zustand geschaffen, der diesen Teil unseres 
Vaterlandes deutschen, reaktionären Elementen und 
dem Imperialismus ausliefert, der aus diesem Teile 
unseres Vaterlandes ein Aufmarschgebiet für den west­
lichen Imperialismus gemacht hat.

Deshalb sind wir der Auffassung, daß gerade die 
Gewerkschaften in Westdeutschland sich unserem 
Kampf um die Einheit Deutschlands, um den Frieden 
anschließen müssen, daß die einheitliche deutsche Ge­
werkschaftsbewegung im Weltgewerkschaftsbund die­
sen Kampf mit allen fortschrittlichen Kräften zu 
führen hat.

Wir sind glücklich, unsere Arbeit auf das Vertrauen 
der sowjetischen Gewerkschaften und der Gewerk­
schaften der volksdemokratischen Länder stützen zu 
können. Mit besonderer Freude gedenken wir des 
2. Oktober, des Weltfriedenstages, an dem deutsche 
und polnische Gewerkschafter sich in Frankfurt an der 
Oder die Hände reichten, um damit unter Beweis zu 
stellen, daß die Oder-Neiße-Grenze auch für die Werk­
tätigen unserer Zone, für die Gewerkschafter die 
Grenze des Friedens ist.

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik hat heute durch ihren Ministerpräsidenten Otto 
Grotewohl in Berlin den Weg der Einheit Deutsch­
lands, den Weg, der ganz Deutschland die Unabhängig­
keit und Souveränität sichert und der die Voraussetzun­
gen für den Frieden und damit für einen kommenden 
Wohlstand schafft, aufgezeigt. Wir appellieren als Ge­
werkschafter deshalb an alle Werktätigen im Westen 
Deutschlands, sich diesem Weg des Aufbaues anzu- 
schließen.

Unserer Regierung aber, meine Damen und Herren, 
erklären wir, daß alle Werktätigen ihr in ihrem gro­
ßen entscheidenden Kampf zur Seite stehen werden. Der 
Freie Deutsche Gewerkschaftsbund in unserer Zone 
und damit 5 Millionen Mitglieder und ihre Angehöri­
gen schenken der Regierung der Deutschen Demokra­
tischen Republik auf Grund der Erklärungen des Mini­
sterpräsidenten Grotewohl ihr volles Vertrauen.

(Lebhafter Beifall)
Und er verpflichtet seine Mitglieder, dieser Regie­
rung bei allen ihren fortschrittlichen Maßnahmen mit 
weitgehender Unterstützung zur Seite zu stehen.

(Erneuter lebhafter Beifall)

Präsident Dieckmann:
Als nächster hat das Wort Herr Honecker, der für 

die Freie Deutsche Jugend spricht.
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